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1. Einleitung 

Südossetien und Transnistrien sind zwei Regionen auf dem Territorium der ehemaligen UdSSR, 
die während des bzw. nach der Auflösung der Sowjetunion ihre Unabhängigkeit erklärten, ob-
wohl beide Regionen nie eigenständige Sowjetrepubliken waren. Transnistrien grenzt im Osten 
an die Ukraine und spaltete sich Anfang der neunziger Jahre faktisch von Moldawien ab. Südos-
setien ist eine Region im Kaukasus, welche sich nach einem lange schwelenden Konflikt Anfang 
der neunziger Jahre faktisch von Georgien abgespalten hat. Nach kriegerischen Auseinanderset-
zungen und der Erklärung der Unabhängigkeit von Georgien in den neunziger Jahren stimmten 
im Jahr 2006 fast 100 Prozent der Wähler Südossetiens in einem Referendum für die Unabhängig-
keit des Gebiets.1 Die Wahlbeteiligung lag der regionalen Wahlkommission zufolge bei 95 Pro-
zent, allerdings wurden dem Europarat zufolge georgisch-stämmige Bewohner von der Wahl aus-
geschlossen.2 Zurzeit steht ein Beitritt Südossetiens zu Russland zur Debatte. Ein zunächst ange-
kündigtes Referendum wurde zwar abgesagt, die politische Führung Südossetiens befürwortet 
aber weiterhin einen Beitritt zu Russland.3 

Vor diesem Hintergrund beleuchtet dieser Sachstand den völkerrechtlichen Status von Transnis-
trien und Südossetien. Zunächst wird im Zusammenhang mit dem Selbstbestimmungsrecht der 
Völker die Haltung der Völkerrechtslehre und des Internationalen Gerichtshofes (IGH) zur Sezes-
sion und zu einseitigen Unabhängigkeitserklärungen erläutert (siehe dazu 2.). Alsdann werden 
die Voraussetzungen der Staatlichkeit sowie der völkerrechtliche Rahmen der Anerkennung von 
Staaten dargestellt (siehe dazu 3.). Anschließend werden die Sezessionen Transnistriens und 
Südossetiens auf ihre Völkerrechtskonformität überprüft (siehe dazu 4.1.) sowie das Bestehen  
etwaiger staatlicher Strukturen in beiden Gebieten diskutiert (siehe dazu 4.2). Sodann wird die 
Position der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich der etwaigen Staatlichkeit von Transnis-
trien und Südossetien dargelegt (siehe dazu 5.). Abschließend werden die wichtigsten Ergebnisse 
in einem Fazit zusammengefasst (siehe dazu 6.). 

  

                                     

1 König, „Der ungelöste Streit um Südossetien“, in: von Gumppenberg/Steinbach (Hrsg.), Der Kaukasus, 2010, 
113-136 (131). 

2 Deutsche Welle, Südossetien stimmt für Unabhängigkeit, 13. November 2006. 

3 Deutsche Welle, Südossetien sagt Referendum zu Russland-Beitritt ab, 31. Mai 2005. 

https://www.dw.com/de/s%C3%BCdossetien-stimmt-f%C3%BCr-unabh%C3%A4ngigkeit/a-2237542
https://www.dw.com/de/s%C3%BCdossetien-sagt-referendum-zu-russland-beitritt-ab/a-61981641
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2. Die Sezession im Völkerrecht 

Die Sezession wird im Völkerrecht im Zusammenhang mit dem Selbstbestimmungsrecht der Völ-
ker diskutiert. Der Grundsatz der Selbstbestimmung der Völker ist in Art. 1 Nr. 2 der VN-Charta4 
festgeschrieben. 5 Allerdings entwickelte sich das Selbstbestimmungsrecht erst mit Inkrafttreten 
des Internationalen Pakts über bürgerliche und politische Rechte (folgend: IPbpR) und des Inter-
nationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte (folgend: IPwskR) 1976 zu 
einer verbindlichen Regel.6 Der gleichlautende Art. 1 des IPbpR und des IPwskR lautet: 

„(1) Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Kraft dieses Rechts entscheiden sie frei 
über ihren politischen Status und gestalten in Freiheit ihre wirtschaftliche, soziale und kulturelle 
Entwicklung. […] 
(3) Die Vertragsstaaten, einschließlich der Staaten, die für die Verwaltung von Gebieten ohne 
Selbstregierung und von Treuhandgebieten verantwortlich sind, haben entsprechend den Bestim-
mungen der Charta der Vereinten Nationen die Verwirklichung des Rechts auf Selbstbestimmung 
zu fördern und dieses Recht zu achten.“7 

Heutzutage ist das Selbstbestimmungsrecht der Völker auch gewohnheitsrechtlich anerkannt.8 
Allerdings ist der genaue Inhalt des Selbstbestimmungsrechts in der Völkerrechtslehre umstrit-
ten.9 Einigkeit besteht darüber, dass Träger des Selbstbestimmungsrechts Völker und nicht Staa-
ten sind, allerdings bleibt unklar, wie der Begriff „Volk“ zu definieren ist.10 Zudem ist unstrittig, 
dass es ein inneres und äußeres Selbstbestimmungsrecht der Völker gibt. 

„Das äußere Selbstbestimmungsrecht ist auf die Veränderung des territorialen Status eines Volkes 
gerichtet, entweder durch Begründung eines eigenen Staates oder durch die Wahl eines anderen 
Status. […] Demgegenüber richtet sich das innere Selbstbestimmungsrecht auf die Verwirklichung 
der Selbstbestimmung im Innern eines Staates, ohne dessen territorialen Status zu verändern.“11 

                                     

4 Vereinte Nationen, Die Charta der Vereinten Nationen. 

5 Weiterführend zu den internationalen Dokumenten, in denen das Selbstbestimmungsrecht der Völker erwähnt 
wird, siehe: Stein/von Butlar/Kotzur, Völkerrecht, 14. Aufl. 2017, Rn. 665 ff.  

6 Stein/von Butlar/Kotzur, Völkerrecht, 14. Aufl. 2017, Rn. 668. 

7 Bundesministerium der Justiz, Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte; Bundesministerium 
der Justiz, Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte. 

8 Kempen/Hillgruber/Grabenwarter, Völkerrecht, 3. Aufl. 2021, Kapitel 9 Rn. 5; Stein/von Butlar/Kotzur, Völker-
recht, 14. Aufl. 2017, Rn. 668. 

9 Kempen/Hillgruber/Grabenwarter, Völkerrecht, 3. Aufl. 2021, Kapitel 9 Rn. 6; Stein/von Butlar/Kotzur, Völker-
recht, 14. Aufl. 2017, Rn. 674; Walter & Ungern-Sternberg, „Introduction“, in: Walter/Ungern-Sternberg/Abus-
hov (Hrsg.), Self-Determination and Secession in International Law, 2014, 1-9 (2).  

10 Stein/von Butlar/Kotzur, Völkerrecht, 14. Aufl. 2017, Rn. 670. 

11 Stein/von Butlar/Kotzur, Völkerrecht, 14. Aufl. 2017, Rn. 675. 

https://unric.org/de/charta/#kapitel1
https://www.bmj.de/SharedDocs/Archiv/Downloads/Internationaler_Pakt_ueber_buergerliche_und_politische_Rechte.html
https://www.bmj.de/SharedDocs/Archiv/Downloads/Internationaler_Pakt_ueber_wirtschaftliche_soziale_und_kulturelle_Rechte.html
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Das äußere Selbstbestimmungsrecht der Völker steht, insbesondere wenn es als Argument für 
eine Sezession benutzt wird, in einem offensichtlichen Spannungsverhältnis zu den völkerrecht-
lichen Prinzipien der territorialen Integrität und Staatensouveränität.12 Außerhalb des Kontex-
tes der Dekolonialisierung, in dem dem Selbstbestimmungsrecht Vorrang gewährt wurde,13 wird 
dieses Spannungsverhältnis in der Völkerrechtlehre von der wohl herrschenden Meinung (h.M.) 
nur im äußersten Notfall zugunsten der Sezession (sog. „remedial secession“) entschieden. Eine 
Sezession soll dieser Meinung zufolge nur möglich sein, wenn ein Volk unter gravierenden und 
systematischen Diskriminierungen und Menschenrechtsverletzungen leidet und keine andere 
Abhilfe (Minderheitenrechte, autonomer Status) möglich erscheint.14 

In diesem Kontext sei auch erwähnt, dass der IGH im Zusammenhang mit der Erklärung der Un-
abhängigkeit und der Abspaltung des Kosovo von Serbien ausgeführt hat, dass das Völkerrecht 
die einseitige Unabhängigkeitserklärung grundsätzlich nicht verbietet. Explizit keine Stellung 
wollte der IGH zur etwaigen Existenz eines positiven Rechts zur remedial secession nehmen:  

„The Court has already noted [...] that one of the major developments of international law during the 
second half of the twentieth century has been the evolution of the right of self-determination. 
Whether, outside the context of non-self-governing territories and peoples subject to alien subjuga-
tion, domination and exploitation, the international law of self-determination confers upon part of 
the population of an existing State a right to separate from that State is, however, a subject on 
which radically different views were expressed by those taking part in the proceedings and ex-
pressing a position on the question. Similar differences existed regarding whether international law 
provides for a right of ‘remedial secession’ and, if so, in what circumstances. There was also a sharp 
difference of views as to whether the circumstances which some participants maintained would give 
rise to a right of “remedial secession” were actually present in Kosovo. 

 83. The Court considers that it is not necessary to resolve these questions in the present case. The 
General Assembly has requested the Court’s opinion only on whether or not the declaration of inde-
pendence is in accordance with international law. Debates regarding the extent of the right of self-
determination and the existence of any right of ‘remedial secession’, however, concern the right to 
separate from a State. As the Court has already noted […], and as almost all participants agreed, that 
issue is beyond the scope of the question posed by the General Assembly. To answer that question, 
the Court need only determine whether the declaration of independence violated either general in-
ternational law or the lex specialis created by Security Council resolution 1244 (1999).  

                                     

12 Vgl. Walter & Ungern-Sternberg, „Introduction“, in: Walter/Ungern-Sternberg/Abushov (Hrsg.), Self-Determina-
tion and Secession in International Law, 2014, 1-9 (3); Stein/von Butlar/Kotzur, Völkerrecht, 14. Aufl. 2017, Rn. 
682. 

13 Oeter, „Recognition and Non-Recognition with Regard to Secession“, in: Walter/Ungern-Sternberg/Abushov 
(Hrsg.), Self-Determination and Secession in International Law, 2014, 45-67 (53); Kempen, Hillgruber, Graben-
warter, Völkerrecht, 3. Aufl. 2021, Kapitel 9 Rn. 18. 

14 Kempen/Hillgruber/Grabenwarter, Völkerrecht, 3. Aufl. 2021, Kapitel 9, Rn. 19; Stein/von Butlar/Kotzur, Völ-
kerrecht, 14. Aufl. 2017, Rn. 685. 



 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Sachstand 
WD 2 - 3000 - 028/23 

Seite 7 

84. For the reasons already given, the Court considers that general international law contains no ap-
plicable prohibition of declarations of independence. Accordingly, it concludes that the declaration 
of independence of 17 February 2008 did not violate general international law.15 

Allerdings bedeutet die Feststellung, dass eine einseitige Unabhängigkeitserklärung nicht verbo-
ten ist, keineswegs, dass ein Staat separatistische Bewegungen grundsätzlich nicht bekämpfen 
darf.16 Zudem machte der IGH auch deutlich, dass es Fälle gibt, in denen einseitige Unabhängig-
keitserklärungen, die von Verstößen gegen internationales Recht begleitet waren, völkerrechts-
widrig sind.17 In diesen Fällen wird die Völkerrechtswidrigkeit nicht durch die einseitige Unab-
hängigkeitserklärung, sondern beispielsweise durch den Verstoß gegen das Gewaltverbot begrün-
det.18 

 

3. Staatlichkeit und Anerkennung im Völkerrecht 

Von der Rechtmäßigkeit einer Sezession ist grundsätzlich die Frage der Staatlichkeit zu trennen.  
Der völkerrechtliche Staatsbegriff geht von der von Georg Jellinek begründeten „Drei-Elemente-
Lehre“ aus. Dieser Lehre zufolge setzt der Begriff eines Staates die Existenz von Staatsvolk, 
Staatsgebiet und Staatsgewalt voraus.19 Teilweise wird mit Verweis auf Art. 1 der von knapp 20 
amerikanischen Staaten unterzeichneten Montevideo-Konvention20 noch gefordert, dass die Staa-
ten die Fähigkeit haben müssen, mit anderen Staaten in Beziehung zu treten.21 

Eine Anerkennung durch andere Staaten ist nach der h.M. keine Voraussetzung für das Beste-
hen eines Staates. Die h.M. geht somit davon aus, dass die Anerkennung eines Staates lediglich 
deklaratorische Wirkung hat, während eine Mindermeinung eine konstitutive Wirkung der Aner-
kennung annimmt. 22 Ein Staat kann der h.M. zufolge daher unabhängig von seiner Anerkennung 

                                     

15 Accordance with international law of the unilateral declaration of independence in respect of Kosovo, Advisory 
Opinion, I.C.J. Reports 2010, Rn. 82-84 [Hervorhebung durch die Verf.]. 

16 Walter & Ungern-Sternberg, „Introduction“, in: Walter/Ungern-Sternberg/Abushov (Hrsg.), Self-Determination 
and Secession in International Law, 2014, 1-9 (3). 

17 Accordance with international law of the unilateral declaration of independence in respect of Kosovo, Advisory 
Opinion, I.C.J. Reports 2010, Rn. 81. 

18 Vidmar, „International Organizations and Non-State Entities,” in: Harzl & Petrov (Hrsg.), Unrecognized Entities, 
2022, 30-53 (37). 

19 Kempen/Hillgruber/Grabenwarter, Völkerrecht, 3. Aufl. 2021, Kapitel 2 Rn. 2 ff. 

20 Organization of American States, Department of Law, A-40: Convention on rights and duties of states. 

21 Herdegen, Völkerrecht, 22. Aufl. 2023, § 8 Rn. 4. 

22 von Arnauld, Völkerrecht, 5. Aufl. 2023, Rn. 97; Herdegen, Völkerrecht, 22. Aufl. 2023, § 8 Rn. 11; Kem-
pen/Hillgruber/Grabenwarter, Völkerrecht, 3. Aufl. 2021, Kapitel 2 Rn. 10 ff. 

https://www.icj-cij.org/sites/default/files/case-related/141/141-20100722-ADV-01-00-EN.pdf
https://www.icj-cij.org/sites/default/files/case-related/141/141-20100722-ADV-01-00-EN.pdf
http://www.oas.org/juridico/english/sigs/a-40.html
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entstehen. Allerdings ist zu beachten, dass auch Vertreter der „deklaratorischen Auffassung“ da-
von ausgehen, „dass die ausdrückliche Anerkennung durch einen Großteil der Staatenwelt 
Zweifel über das Bestehens eines Merkmals [der Staatlichkeit] ausgleichen kann.“23 Die Wissen-
schaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages erläuterten diesbezüglich im Jahr 2007: 

„Bestehen allerdings - wie regelmäßig im Fall von Sezessionen - Zweifel am Vorliegen der Staats-
merkmale, so sind auch Vertreter der deklaratorischen Theorie überwiegend der Ansicht, dass der 
Anerkennung im engen Rahmen konstitutive Wirkung zukommt. So dürfe eine Anerkennung be-
reits dann erfolgen, wenn die Staatsgewalt zwar noch nicht ganz gefestigte Konturen aufweise, sich 
aber bereits in hohem Maße realisiert habe. Erfolge die Anerkennung dagegen vor diesem Zeitpunkt 
(vorzeitige Anerkennung), so stelle sie einen (völkerrechtswidrigen) Eingriff in die inneren Angele-
genheiten des alten Staates dar.“24 

Zudem existiert „nach nahezu unbestrittener Auffassung eine Völkerrechtspflicht, Staaten nicht 
anzuerkennen, die unter Verstoß gegen das Gewaltverbot oder das Selbstbestimmungsrecht der 
Völker entstanden sind.“25 

In Fällen umstrittener Staatlichkeit – also insbesondere dann, wenn die Mehrheit der Staatenge-
meinschaft ein abgegrenztes und beherrschtes Territorium nicht als Staat anerkennt – wird häufig 
von de facto-Regimen gesprochen. Bei de facto-Regimen handelt sich um staatsähnliches Ge-
bilde mit partieller Völkerrechtsfähigkeit.26 Übt ein de facto-Regime die Herrschaftsgewalt über 
ein bestimmtes Territorium über längere Zeit aus, spricht man von einem stabilisierten de facto-
Regime.27 Die Voraussetzungen der Staatlichkeit sind bei stabilisierten de facto-Regimen grund-
sätzlich vorhanden – allerdings ist die Gebietshoheit umstritten, wenngleich nicht mit militäri-
schen Mitteln umkämpft. 28 Die herrschende Meinung geht davon aus, dass das Interventions- 

                                     

23 Stein/von Butlar/Kotzur, Völkerrecht, 14. Aufl. 2017, Rn. 326; so auch Nunner, International Law, Recognition 
and the Recent Practice of States in the Cases of Kosovo, South Ossetia and Abkhazia, in: Bilge Strateji, Vol. 9 
No. 1, 2016, 19-46 (28) und Herdegen, Völkerrecht, 22. Aufl. 2023, § 8 Rn. 11. 

24 Wissenschaftliche Dienste des Deutschen Bundestages, Sezessionsrecht, Staatswerdung und Anerkennung von 
Staaten, Aktueller Begriff, Nr. 47/07, 17. September 2007; zur frühzeitigen Anerkennung als Verstoß gegen das 
Interventionsverbot siehe auch Kempen/Hillgruber/Grabenwarter, Völkerrecht, 3. Aufl. 2021, Kap. 2 Rn. 20; von 
Arnauld, Völkerrecht, 5. Aufl. 2023, Rn. 99; Stein/von Butlar/Kotzur, Völkerrecht, 14. Aufl. 2017, Rn. 326. 

25 Kempen/Hillgruber/Grabenwarter, Völkerrecht, 3. Aufl. 2021, Kapitel 2 Rn. 19; Talmon, Germany reaffirms sup-
port for the sovereignty and territorial integrity of Georgie and calls out Russian occupation”, German Practice 
in International Law, 9. März 2021; vgl. auch UN General Assembly, Declaration on Principles of International 
Law concerning Friendly Relations and Cooperation among States in accordance with the Charter of the United 
Nations, A/RES/2625(XXV), 1970: „No territorial acquisition resulting from the or use of force shall be recog-
nized as legal.“ 

26 Luchterhandt, Völkerrechtliche Aspekte des "Georgien-Krieges", Russland-Analysen, 169, 2008, 5-8 (6). 

27 Hobe, Völkerrecht, 11. Aufl. 2020, 138. 

28 von Arnauld, Völkerrecht, 5. Aufl. 2023, Rn. 69. 

https://dergipark.org.tr/tr/download/article-file/676558
https://dergipark.org.tr/tr/download/article-file/676558
https://www.bundestag.de/resource/blob/190048/171fa6688969a0df988b3c06b306730e/sezessionsrecht__staatswerdung_und_anerkennung_von_staaten-data.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/190048/171fa6688969a0df988b3c06b306730e/sezessionsrecht__staatswerdung_und_anerkennung_von_staaten-data.pdf
https://gpil.jura.uni-bonn.de/2021/03/germany-reaffirms-support-for-the-sovereignty-and-territorial-integrity-of-georgia-and-calls-out-russian-occupation/
https://gpil.jura.uni-bonn.de/2021/03/germany-reaffirms-support-for-the-sovereignty-and-territorial-integrity-of-georgia-and-calls-out-russian-occupation/
https://digitallibrary.un.org/record/202170
https://digitallibrary.un.org/record/202170
https://digitallibrary.un.org/record/202170
https://laender-analysen.de/russland-analysen/169/voelkerrechtliche-aspekte-des-georgien-krieges/
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und Gewaltverbot auch für stabilisierte de facto-Regime gilt.29 Als typische Beispiele für ein de 
facto-Regime werden oft die „Türkische Republik Zypern“ (Nordzypern) und teilweise auch Tai-
wan genannt.30 

 

4. Transnistrien und Südossetien 

Weder Transnistrien noch Südossetien waren in der Sowjetunion eigenständige Sowjetrepubli-
ken. Transnistrien war Teil der Moldauischen Sozialistischen Sowjetrepublik und Südossetien 
Teil der Georgischen Sozialistischen Sowjetrepublik. 

Am 2. September 1990 – nur kurze Zeit nach der moldawischen Unabhängigkeitserklärung (von 
der UdSSR) und vor der offiziellen Auflösung der UdSSR31 – erklärten transnistrische Separatis-
ten im August 1991 die Unabhängigkeit Transnistriens.32 Dies führte in den Jahren 1991 und 
1992 zu einer gewalttätigen Auseinandersetzung zwischen transnistrischen Separatisten und 
Moldawien.33 Russland blieb in dem Konflikt zunächst offiziell neutral, allerdings begann die in 
Transnistrien stationierte russische Armee verschiedenen Quellen zufolge aufseiten der transnist-
rischen Separatisten zu kämpfen. 34 Russland bestreitet, die Separatisten finanziell oder militä-
risch unterstützt zu haben.35 Nach Abschluss eines Waffenstillstandsabkommens wurden in 

                                     

29 Randelholfer/Dörr, in: Simma et al. (Hrsg.), The Charter of the United Nations, 3. Aufl. 2012, Art. 2 (4) Rn. 30; 
Kempen/Hillgruber/Grabenwarter, Völkerrecht, 3. Aufl. 2021, Kapitel 2 Rn. 28; Frowein, “De Facto Regime”, in: 
Max Planck Encyclopedias of International Law [MPEPIL], März 2013, Rn. 4; von Arnauld, Völkerrecht, 5. Aufl. 
2023, Rn. 69; differenzierend: Herdegen, Völkerrecht, 22. Aufl. 2023, § 11 Rn. 1. 

30 Frowein, “De Facto Regime”, in: Max Planck Encyclopedias of International Law [MPEPIL], März 2013, Rn. 4; 
von Arnauld, Völkerrecht, 5. Aufl. 2023, Rn. 69; differenzierend zwischen Nordzypern und Taiwan: Herdegen, 
Völkerrecht, 22. Aufl. 2023, § 11 Rn. 1. 

31 mdr, Der Tag, an dem die Sowjetunion unterging, 1. September 2022.  

32 Bowring, „Transnistria“, in: Walter/Ungern-Sternberg/Abushov (Hrsg.), Self-Determination and Secession in 
International Law, 2014, 157-174 (161). 

33 Bowring, „Transnistria“, in: Walter/Ungern-Sternberg/Abushov (Hrsg.), Self-Determination and Secession in 
International Law, 2014, 157-174 (162). 

34 European Court of Human Rights, Case of Ilascu and others v. Moldova and Russia, Application no. 48787/99, 8. 
Juli 2004, Rn. 51 ff.; Grant, „Frozen Conflicts and International Law”, in: Cornell International Law Journal, Vol. 
50: No. 3, 2017, 362-411 (377 f.); Vacaru, „Resolution mechanisms of the Transnistrian conflict”, in: Studia Po-
litica: Romanian Political Science Review, 6 (4), 2006, 905-921 (907); Ker-Lindsay, The Foreign Policy of Coun-
ter Secession, 2012, 54 f.; vgl. auch Remler, Transdniestria, Moldova, and Russia’s War in Ukraine, Carnegie 
Endowment for International Peace, 2. August 2022.  

35 European Court of Human Rights, Case of Ilascu and others v. Moldova and Russia, Application no. 48787/99, 8. 
Juli 2004, Rn. 64; Vacaru, „Resolution mechanisms of the Transnistrian conflict”, in: Studia Politica: Romanian 
Political Science Review, 6 (4), 2006, 905-921 (907). 

https://opil.ouplaw.com/display/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e1395?prd=EPILhttps://opil.ouplaw.com/display/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e1395?prd=EPIL
https://opil.ouplaw.com/display/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e1395?prd=EPILhttps://opil.ouplaw.com/display/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e1395?prd=EPIL
https://www.mdr.de/geschichte/zeitgeschichte-gegenwart/politik-gesellschaft/ende-der-sowjetunion-100.html
https://hudoc.echr.coe.int/fre#%7B%22itemid%22:%5B%22001-61886%22%5D%7D
https://scholarship.law.cornell.edu/cilj/vol50/iss3/1/
https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/56253/ssoar-sp-rpsr-2006-4-vacaru-Resolution_mechanisms_of_the_Transnistrian.pdf?sequence=1
https://carnegieendowment.org/2022/08/02/transdniestria-moldova-and-russia-s-war-in-ukraine-pub-87609
https://hudoc.echr.coe.int/fre#%7B%22itemid%22:%5B%22001-61886%22%5D%7D
https://www.ssoar.info/ssoar/bitstream/handle/document/56253/ssoar-sp-rpsr-2006-4-vacaru-Resolution_mechanisms_of_the_Transnistrian.pdf?sequence=1
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Transnistrien russische, moldawische und transnistrische Friedenstruppen stationiert.36 Russ-
land hat die Unabhängigkeit Transnistriens nicht anerkannt,37 allerdings widerrief Putin im Feb-
ruar 2023 ein Dekret, welches die Souveränität der Republik Moldau bei der Regelung des Status‘ 
Transnistriens zum Teil unterstützte.38 

Ein schwelender Konflikt zwischen Georgien (zunächst noch Georgische Sozialistische Sowjetre-
publik) und südossetischen Separatisten39 kulminierte 1992 in der faktischen Abspaltung Südos-
setiens von Georgien sowie in einem bewaffneten Konflikt zwischen Georgien und südosseti-
schen Separatisten.40 Das Ausmaß der russischen militärischen Unterstützung für Südossetien 
wird in der Literatur – insbesondere für den Zeitraum nach dem Zerfall der Sowjetunion – nicht 
ganz einheitlich beschrieben.41 Russland wird jedenfalls in dem mit Georgien abgeschlossenen 
Abkommen zur Beendigung des Konflikts im Jahr 1992 als Konfliktpartei genannt.42 Dieses Ab-
kommen zementierte den Status quo43 und sah neben der Stationierung georgischer und südosse-
tischer Friedenstruppen auch die Stationierung russischer Friedenstruppen vor. Der Konflikt 
wurde also zunächst „eingefroren.“44 Er brach aber, nachdem es bereits ab 2004 vermehrt zu 
Scharmützeln gekommen war,45 Anfang August 2008 erneut aus. Russland griff auf der Seite Süd-
ossetiens militärisch ein. Zwischen den Konfliktparteien ist umstritten, wer den ersten Schuss 

                                     

36 Ker-Lindsay, The Foreign Policy of Counter Secession, 2012, 55. 

37 Bowring, „Transnistria“, in: Walter/Ungern-Sternberg/Abushov (Hrsg.), Self-Determination and Secession in 
International Law, 2014, 157-174 (173); Ker-Lindsay, The Foreign Policy of Counter Secession, 2012, 55. 

38 Tanas, Putin cancels decree underpinning Moldova's sovereignty in separatist conflict, Reuters, 22. Februar 
2023. 

39 Dazu weiterführend: Samkharadze, Russia’s Recognition of the Independence of Abkhazia and South Ossetia, 
2021, 157 ff.  

40 Samkharadze, Russia’s Recognition of the Independence of Abkhazia and South Ossetia, 2021, 159 ff. 

41 Verweis auf Eingreifen russischer Truppen auf der Seite Südossetiens: Mammadov, Die Sezessionskonflikte im 
postsowjetischen Raum und das Selbstbestimmungsrecht der Völker, 2012, 41.  
Allgemeiner Hinweis auf russische Unterstützung: Wilson Center, The Russia-Georgia Conflict: What Happened 
and Future Implications for US Foreign Policy, 12. September 2008; Wolff, Georgia: Abkhazia and South Osse-
tia, Princenton University, Princeton University.  
Unterstützung Südossetiens durch „russländische Streitkräfte“ Anfang 1992: Luchterhandt, „Gescheiterte Ge-
meinschaft“, in: Osteuropa, 58. Jg., 11/2008, 97-110 (108 f.). 

42 Samkharadze, Russia’s Recognition of the Independence of Abkhazia and South Ossetia, 2021, 161. 

43 Samkharadze, Russia’s Recognition of the Independence of Abkhazia and South Ossetia, 2021, 161. 

44 Dazu weiterführend: Fischer (Hrsg.), Not Frozen! The Unresolved Conflicts over Transnistria, Abkhazia, South 
Ossetia and Nagorno-Karabakh in Light of the Crisis over Ukraine, SWP Research Paper, September 2016. 

45 Markedonov, „The South Ossetia conflict“, in: Bebler (Hrsg.), Frozen Conflicts in Europe, 111-120 (114); vgl. 
auch König, „Der ungelöste Streit um Südossetien“, in: von Gumppenberg/Steinbach (Hrsg.), Der Kaukasus, 
2010, 113-136 (125). 

https://www.reuters.com/world/europe/putin-cancels-decree-underpinning-moldovas-sovereignty-separatist-conflict-2023-02-22/
https://www.wilsoncenter.org/event/the-russia-georgia-conflict-what-happened-and-future-implications-for-us-foreign-policy
https://www.wilsoncenter.org/event/the-russia-georgia-conflict-what-happened-and-future-implications-for-us-foreign-policy
https://pesd.princeton.edu/node/706#:-:text=south%20ossetia
https://pesd.princeton.edu/node/706#:-:text=south%20ossetia
https://www.swp-berlin.org/publications/products/research_papers/2016RP09_fhs.pdf
https://www.swp-berlin.org/publications/products/research_papers/2016RP09_fhs.pdf
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abfeuerte. Allerdings scheint mittlerweile bewiesen, dass Georgien die bewaffnete Auseinander-
setzung begann.46 Nachdem ein Waffenstillstandsabkommen verhandelt worden war,47 erklärte 
Südossetien erneut seine Unabhängigkeit von Georgien48 und Russland erkannte die Unabhängig-
keit von Südossetien (und Abchasien) an.49 Wenige andere Staaten, wie Venezuela und Nicara-
gua, erkannten ebenfalls die Unabhängigkeit Südossetiens an.50  

Der völkerrechtliche Status von Transnistrien und Südossetien, der unter Ziffer 4.2. diskutiert 
wird, ist weitgehend von der Rechtmäßigkeit der Sezessionsaktivitäten der beiden Gebiete zu 
trennen, wie im Folgenden unter Ziffer 4.1. dargestellt wird. 

 

4.1. Die Sezessionen Transnistriens und Südossetiens  

Wie bereits dargelegt, besteht nach der wohl h.M. in der Völkerrechtslehre ein Recht zur Sezes-
sion nur als ultima ratio bei gravierenden Menschenrechtsverletzungen.51 Der IGH hat hingegen 
bislang nicht zu der Existenz eines solchen Rechts Stellung genommen, jedoch klargestellt, dass 
Unabhängigkeitserklärungen, die von Verstößen gegen das Gewaltverbot begleitet waren, völker-
rechtswidrig seien. 

Die wohl h.M. in der Völkerrechtslehre sieht die Voraussetzungen einer remedial secession 
Südossetiens nicht als gegeben an.52 In einer amerikanischen Fachzeitschrift von Studierenden 
der internationalen Beziehungen wurde jedoch im Jahr 2010 vertreten, dass aufgrund des Krieges 
im Jahr 2008 eine remedial secession in Frage kommen könnte, ohne dass dabei eine abschlie-
ßende Bewertung des Sachverhalts vorgenommen wird: 

                                     

46 Waters, „South Ossetia”, in: Walter/Ungern-Sternberg/Abushov (Hrsg.), Self-Determination and Secession in 
International Law, 2014, 175-190 (178); Chivers & Barry, Georgia Claims on Russia War Called Into Question, 
New York Times, 7. November 2008; Tagliavini, Independent International Fact-Finding Mission on the Con-
flict in Georgia: Report, Volume 1, September 2009, 10, 19; Luchterhandt, Völkerrechtliche Aspekte des 
“Georgien-Krieges”, Russland-Analysen, 169, 2008, 5-8 (5). 

47 Traynor/Harding/Womack, Georgia and Russia declare ceasefire, The Guardian, 16. August 2008. 

48 Cullen & Wheatley, The Human Rights of Individuals in De Facto Regimes under the European Convention on 
Human Rights, Human Rights Law Review, 13:4, 2013, 691-728 (700).  

49 Medvedev, Why I had to recognise Georgia’s breakaway regions, Financial Times, 26. August 2008. 

50 Oertel, Hupkonzert in Südossetien, taz, 31. März 2022; Waters, „South Ossetia”, in: Walter/Ungern-Stern-
berg/Abushov (Hrsg.), Self-Determination and Secession in International Law, 2014, 175-190 (180). 

51 Teile der Völkerrechtslehre lehnen ein Recht zur remedial secession jedoch ab (Accordance with international 
law of the unilateral declaration of independence in respect of Kosovo, Advisory Opinion, I.C.J. Reports 2010, 
Rn. 82). 

52 Mammadov, Die Sezessionskonflikte im postsowjetischen Raum und das Selbstbestimmungsrecht der Völker, 
2012, 211; Deutsche Welle, Experts: South Ossetia, Abkhazia Have No Right To Secede, 8. Dezember 2008. 

https://www.nytimes.com/2008/11/07/world/europe/07georgia.html
https://www.echr.coe.int/Documents/HUDOC_38263_08_Annexes_ENG.pdf
https://www.echr.coe.int/Documents/HUDOC_38263_08_Annexes_ENG.pdf
https://laender-analysen.de/russland-analysen/169/voelkerrechtliche-aspekte-des-georgien-krieges/
https://laender-analysen.de/russland-analysen/169/voelkerrechtliche-aspekte-des-georgien-krieges/
https://www.theguardian.com/world/2008/aug/16/georgia.russia2
https://www.corteidh.or.cr/tablas/r32259.pdf
https://www.corteidh.or.cr/tablas/r32259.pdf
https://www.ft.com/content/9c7ad792-7395-11dd-8a66-0000779fd18c
https://taz.de/Referendum-ueber-Beitritt-zu-Russland/!5845618/
https://www.icj-cij.org/sites/default/files/case-related/141/141-20100722-ADV-01-00-EN.pdf
https://www.icj-cij.org/sites/default/files/case-related/141/141-20100722-ADV-01-00-EN.pdf
https://www.dw.com/en/experts-south-ossetia-abkhazia-have-no-right-to-secede/a-3556349
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„Secession was clearly not the ‘ultimate remedy’ available to the South Ossetian people, and fur-
ther attempts at resolving the conflict by means of internal self-determination and greater auton-
omy for the region within the bounds of the Georgian state should have been made before South 
Ossetia unilaterally declared independence in the early 1990s. Recent events, however, indicate 
that the current situation may be slightly different. Georgia and South Ossetia have been unable to 
agree upon the appropriate degree of autonomy for the region. Negotiations have continued to 
break down despite numerous internationally mediated peacekeeping arrangements. Perhaps the 
best indicator of this diplomatic impasse is the violent and deadly military conflict that occurred in 
August of 2008 as a result of escalating tensions and frustrations between Georgia, the South Osse-
tians and the Russians.“53 

Der Völkerrechtler Stefan Oeter von der Universität Hamburg vertritt hingegen die Auffassung, 
dass eine rechtmäßige Sezession Südossetiens nur zu Beginn der neunziger Jahre hätte in Frage 
kommen können, aber nicht zu Beginn dieses Jahrhunderts.54 

Hinsichtlich Transnistriens konstatiert das Special Committee on European Affairs oft the New 
York City Bar, dass es im Falle Transnistriens weder Anfang der neunziger Jahre noch zu Beginn 
dieses Jahrhunderts ein Recht zur remedial secession gab.55  

Zudem ist fraglich, ob die Unabhängigkeitserklärungen Transnistriens und Südossetiens von ei-
nem Verstoß gegen das Gewaltverbot seitens Russlands begleitet wurden. Russland hat die Sepa-
ratisten in beiden Regionen unterstützt. Allerdings kann Russland nur für die Zeit nach Auflö-
sung der Sowjetunion als „ausländischer Staat“ im Verhältnis zu Transnistrien und Südossetien 
angesehen werden. Zumindest in Transnistrien hat Russland auch nach dem Zerfall der Sowjet-
union militärisch interveniert.56 Insgesamt erschwert die Situation des Zerfalls der Sowjetunion 
mit verschiedenen militärischen Konflikten auf dem Gebiet der (ehemaligen) Sowjetunion eine 
rechtliche Bewertung der Unabhängigkeitserklärungen Transnistriens und Südossetiens. 
 

                                     

53 Kotchach, „Self-Determination, Secession, and Sovereignty: South Ossetia’s Claim to Right of External Self-De-
termination and International Law”, in: Sigma Iota Rho Journal of International Relations, Vol. 12, 2010, 120-
127 (126). 

54 Oeter, „Recognition and Non-Recognition with Regard to Secession“, in: Walter/Ungern-Sternberg/Abushov 
(Hrsg.), Self-Determination and Secession in International Law, 2014, 45-67 (60).  

55 Special Committee on European Affairs of the New York City Bar, „Executive Summary: Thawing a Frozen con-
flict: Legal Aspects of the Separatist Crisis in Moldavia”, in: Journal of International & Comparative Law, Vol. 
14: 2, 2008, 379-390 (384 f.). 

56 European Court of Human Rights, Case of Ilascu and others v. Moldova and Russia, Application no. 48787/99, 
28. Juli 2005, Rn. 51 ff.; Ker-Lindsay, The Foreign Policy of Counter Secession, 2012, 54 f.; Grant, „Frozen Con-
flicts and International Law”, in: Cornell International Law Journal, Vol. 50: No. 3, 2017, 362-411 (377 f.). 

https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=2589934
https://papers.ssrn.com/sol3/papers.cfm?abstract_id=2589934
https://nsuworks.nova.edu/ilsajournal/vol14/iss2/3/
https://nsuworks.nova.edu/ilsajournal/vol14/iss2/3/
https://hudoc.echr.coe.int/fre#%7B%22itemid%22:%5B%22001-61886%22%5D%7D
https://scholarship.law.cornell.edu/cilj/vol50/iss3/1/
https://scholarship.law.cornell.edu/cilj/vol50/iss3/1/
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4.2. Der völkerrechtliche Status von Transnistrien und Südossetien 

Transnistrien wird überwiegend als de facto-Regime eingestuft.57 Bowring zufolge hat Transnis-
trien viele Voraussetzungen der Staatlichkeit.58 Carney argumentiert, dass Transnistrien mangels 
effektiver Herrschaftsgewalt kein Staat sei, da es zu sehr von Russland abhänge.59 Der Europäi-
sche Gerichtshof für Menschenrechte stellte im Jahr 2004 eine große Abhängigkeit Transnistriens 
von Russland fest: 

„[Transnistria] set up in 1991-92 with the support of the Russian Federation, vested with organs of 
power and its own administration, remains under the effective authority, or at the very least under 
the decisive influence, of the Russian Federation, and in any event that it survives by virtue of the 
military, economic, financial and political support given to it by the Russian Federation.“60 

Folgt man Carneys Argumentation hinsichtlich der fehlenden effektiven Staatsgewalt, könnte 
auch die Einstufung als (stabilisiertes) de facto-Regime problematisch sein. 

Südossetien wird regelmäßig von Politologen und auch von einigen Rechtswissenschaftlern als 
de facto-Regime charakterisiert.61 Die Europäische Union sprach im Jahr 2022 und die Bundesre-
gierung im Jahr 2014 von Südossetien als de facto-Regime.62 Die überwiegend von Rechtswissen-
schaftlern vertretene Gegenansicht sieht eine solche Einordnung jedoch mit Verweis auf die feh-
lende effektive Herrschaftsgewalt wegen der Abhängigkeit von Russland kritisch.63 Im zweiten 

                                     

57 Coppieters, The Question of Sovereignty in Multi-Track Diplomacy. The Case of Transnistria, European Com-
mission for Democracy through Law in co-operation with the Constitutional Court of Moldova, November 2006, 
2; wohl auch Special Committee on European Affairs of the New York City Bar, „Executive Summary: Thawing 
a Frozen conflict: Legal Aspects of the Separatist Crisis in Moldavia”, in: Journal of International & Comparative 
Law, Vol. 14: 2, 2008, 379-390 (385); Wolff & Peen Rodt, „Self-Determination After Kosovo”, in: Europe-Asia 
Studies, Vol. 65, No. 5, July 2013, 799–822 (803). 

58 Bowring, „Transnistria“, in: Walter/Ungern-Sternberg/Abushov (Hrsg.), Self-Determination and Secession in 
International Law, 2014, 157-174 (168). 

59 Carney, Looking for a Solution Under International Law for the Moldova – Transnistria Conflict, opinio juris, 
17. März 2020; i.E. so wohl auch Shaw, International Law, 9. Aufl. 2021, 219. 

60 European Court of Human Rights, Case of Ilascu and others v. Moldova and Russia, Application no. 48787/99, 8. 
Juli 2004, Rn. 392. 

61 Wolff & Peen Rodt, „Self-Determination After Kosovo, in: Europe-Asia Studies”, Vol. 65, No. 5, July 2013, 799–
822 (803); Frowein, „De Facto Regime”, in: Max Planck Encyclopedias of International Law [MPEPIL], März 
2013, Rn. 1; Luchterhandt, Völkerrechtliche Aspekte des "Georgien-Krieges", Russland-Analysen, 169, 2008, 5-8 
(6); Heinemann-Grüder, Analyse: Postsowjetische De-facto-Regime, bpb, 1. Dezember 2020. 

62 European Union, EU Statement on the Secretary General's 25th consolidated report on the conflict in Georgia, 
21. April 2022; Deutscher Bundestag, Drucksache 18/2671, 26. September 2014, 9. 

63 Deutsche Welle, Experts: South Ossetia, Abkhazia Have No Right To Secede, 8. Dezember 2008; i.E. wohl auch 
Independent International Fact-Finding Mission on the Conflict in Georgia: Report, Volume 2, September 2009, 
134; zweifelnd in Bezug auf die Staatlichkeit: Bültermann, „Abchasien und Südossetien“, in: Osteuropa Recht, 
62 Jg., 1/2016, 66-78 (77 f.); jedenfalls ablehnend in Bezug auf eine Staatlichkeit Südossetiens: Shaw, Internatio-
nal Law, 9. Aufl. 2021, 219. 

https://www.venice.coe.int/webforms/documents/default.aspx?pdffile=CDL-JU(2006)043-e
https://nsuworks.nova.edu/ilsajournal/vol14/iss2/3/
https://nsuworks.nova.edu/ilsajournal/vol14/iss2/3/
https://www.tandfonline.com/doi/full/10.1080/09668136.2013.792450
http://opiniojuris.org/2020/03/17/looking-for-a-solution-under-international-law-for-the-moldova-transnistria-conflict/
https://hudoc.echr.coe.int/fre#%7B%22itemid%22:%5B%22001-61886%22%5D%7D
https://www.tandfonline.com/doi/epdf/10.1080/09668136.2013.792450?needAccess=true&role=button
https://opil.ouplaw.com/display/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e1395?prd=EPILhttps://opil.ouplaw.com/display/10.1093/law:epil/9780199231690/law-9780199231690-e1395?prd=EPIL
https://laender-analysen.de/russland-analysen/169/voelkerrechtliche-aspekte-des-georgien-krieges/
https://www.bpb.de/themen/europa/russland-analysen/nr-394/322085/analyse-postsowjetische-de-facto-regime/
https://www.eeas.europa.eu/delegations/council-europe/eu-statement-secretary-generals-25th-consolidated-report-conflict_en?s=51
https://dserver.bundestag.de/btd/18/026/1802671.pdf
https://www.dw.com/en/experts-south-ossetia-abkhazia-have-no-right-to-secede/a-3556349
https://www.mpil.de/files/pdf4/IIFFMCG_Volume_II1.pdf
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Teil des Berichts der Independent International Fact-Finding Mission on the Conflict in Georgia 
aus dem Jahr 2009, der jedoch nicht zwingend die Ansicht der Fact-Finding Mission wiedergibt,64 
wird ausgeführt:  

„To sum up, Russia’s influence on and control of the decision-making process in South Ossetia 
concerned a wide range of matters with regard to the internal and external relations of the entity. 
The influence was systematic, and exercised on a permanent basis. Therefore the de facto Govern-
ment of South Ossetia was not ‘effective’ on its own.“65 

Sollte man die Einstufung von Transnistrien und Südossetien als (stabilisiertes) de facto-Regime 
verneinen, dürfte es sich bei Transnistrien und Südossetien lediglich um abtrünnige Provinzen 
von Moldawien bzw. Georgien handeln, in denen „Aufständische“ in Abhängigkeit von Russland 
die Herrschaftsgewalt erhalten haben. Dieser Meinung zufolge würde das Gewalt- und Interventi-
onsverbot nicht für Georgien und Moldawien im Verhältnis zu diesen abtrünnigen Provinzen gel-
ten.66  

Allerdings wird auch mit Blick auf Nordzypern, welches ein häufig zitiertes Beispiel für ein de 
facto-Regime ist, argumentiert, dass es sehr stark von der Türkei abhängig sei.67 Es scheint somit 
einen Widerspruch zu geben zwischen der Einstufung als de facto-Regime seitens Politik und 
großen Teilen der (Politik)wissenschaft und dem Vorliegen der Voraussetzungen der Staatlich-
keit, die die h.M. in der Rechtswissenschaft grundsätzlich auch für ein de facto-Regime fordert. 
Schließlich bestehen einer Ansicht in der Völkerrechtslehre zufolge große Zweifel an der effekti-
ven (unabhängigen) Herrschaftsgewalt von Transnistrien, Südossetien und folglich wohl auch an 
dem Vorliegen eines de facto Regimes. Dennoch werden die Gebiete regelmäßig von der Politik-
wissenschaft sowie teilweise auch von Rechtswissenschaftlern und Politikern als de facto Re-
gime bezeichnet. 

Somit ist es nicht erstaunlich, dass in der Rechtswissenschaft neue Ansätze diskutiert wurden. 
Ivanel schlug 2016 vor, die von einem anderen Staat abhängigen Gebiete als sog. „Marionetten- 
oder Puppenregime“ („puppet states“) zu kategorisieren. Solche „Marionettenregime“ stellen die-

                                     

64 Independent International Fact-Finding Mission on the Conflict in Georgia: Report, Volume 2, September 2009, 
1.  

65 Independent International Fact-Finding Mission on the Conflict in Georgia: Report, Volume 2, September 2009, 
134. 

66 Vgl. taz, "Georgien handelt rechtmäßig", 11. August 2008. 

67 Shaw, International Law, 9. Aufl. 2021, 213. 

https://www.mpil.de/files/pdf4/IIFFMCG_Volume_II1.pdf
https://www.mpil.de/files/pdf4/IIFFMCG_Volume_II1.pdf
https://taz.de/Voelkerrechtler-ueber-Georgienkrieg/!5177669/
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ser Ansicht zufolge gerade keine de facto-Regime dar, sondern eine besondere Form der Okkupa-
tion.68 Ivanel stuft sowohl Südossetien als auch Transnistrien (und Nordzypern) als „Marionet-
tenregime“ („puppet states“) ein.69 Diese Meinung konnte sich jedoch bislang in der Völker-
rechtslehre nicht durchsetzen. Der Völkerrechtler Jochen A. Frowein, auf den der Begriff de facto-
Regime zurückgeht, sprach sich bereits 1968 gegen eine solche Differenzierung auf Tatbestands-
ebene, also der Einstufung eines Territoriums als de facto-Regime aus, hielt aber eine Differenzie-
rung auf Rechtsfolgenseite, also der rechtlichen Behandlung eines stark abhängigen de facto-Re-
gimes, für möglich.70  

In einer Dissertationsschrift aus dem Jahr 2010 wurde zwar auch der Unterschied zwischen „Ma-
rionettenregimen“ und de facto-Regimen diskutiert,71 Südossetien aber als ein vom Gewaltverbot 
geschützter de facto Staat sui generis bezeichnet:  

„[T]he ’Republic of South Ossetia’ represents a sui generis de facto state the government of which 
lacks actual independence. It follows that the territorial entity in question does not meet one im-
portant (traditional) criterion for statehood based on the principle of effectiveness. […] The ‘Repub-
lic of South Ossetia’ enjoys the protection, vis-à-vis Georgia, under the norm prohibiting the use of 
force as an expression of the partial international legal capacity of the territorial entity in ques-
tion.“72 

Letztlich dürfte aufgrund der divergierenden Meinungen in der Rechtswissenschaft eine eindeu-
tige völkerrechtliche Einordnung von insbesondere Südossetien als de facto-Regime nicht mög-
lich sein. Wichtige Akteure wie die Europäische Union und Deutschland sowie Teile der 
Rechtswissenschaft und eine Vielzahl von Politologen charakterisieren Südossetien jedoch re-
gelmäßig als de facto-Regime. 

Wie bereits dargelegt, kann eine Anerkennung aber einen „wichtigen konsolidierenden Effekt“73 
haben, insbesondere wenn die effektive Herrschaftsgewalt wie in Transnistrien oder Südossetien 
in Frage steht. Was die Völkerrechtskonformität der Anerkennung anbetrifft, so werden in der 
Völkerrechtslehre unterschiedliche Auffassungen vertreten. Bezüglich Transnistrien lässt sich 

                                     

68 Ivanel, „Puppet States: A Growing Trend of Covert Occupation”, in: Yearbook of International Humanitarian 
Law, Vol. 18, 2016, 43-65 (45, 48); vgl. auch Ryngaert, Puppet states and human rights abuses: a quest for ac-
countability, Blog van het Utrecht Centre for Accountability and Liability Law, 1. Dezember 2016. 

69 Ivanel, „Puppet States: A Growing Trend of Covert Occupation”, in: Yearbook of International Humanitarian 
Law, Vol. 18, 2016, 43-65 (43); vgl. auch Ryngaert, Puppet states and human rights abuses: a quest for accounta-
bility, Blog van het Utrecht Centre for Accountability and Liability Law, 1. Dezember 2016. 

70 Frowein, Das de facto-Regime im Völkerrecht, 1968, 8. 

71 Turmanidze, Status of the De Facto State in Public International Law - A Legal Appraisal of the Principle of Ef-
fectiveness, Dissertation, 2010, 11. 

72 Turmanidze, Status of the De Facto State in Public International Law - A Legal Appraisal of the Principle of Ef-
fectiveness, Dissertation, 2010, 344-345. 

73 Nunner, International Law, Recognition and the Recent Practice of States in the Cases of Kosovo, South Ossetia 
and Abkhazia, in: Bilge Strateji, Volume 9 No. 1, 2016, 19-46 (28) [Übersetzung durch Verf.].  
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argumentieren, dass es durch einen Verstoß Russlands gegen das Gewaltverbot entstanden ist 
und deswegen eine Anerkennung völkerrechtswidrig ist. Allerdings ist auch hier zu berücksichti-
gen, dass sich die Anwendung von Gewalt im Kontext des Zerfalls der Sowjetunion ereignet hat 
und dies eine eindeutige juristische Einordnung erschwert. Der Völkerrechtler Talmon geht da-
von aus, dass auch Südossetien unter Verstoß gegen das Gewalterbot entstanden sei und argu-
mentiert, dass eine Anerkennung Südossetiens deswegen völkerrechtswidrig sei.74 Talmon be-
zieht sich dabei mutmaßlich auf die kriegerische Auseinandersetzung im Jahr 2008. Hinsichtlich 
dieser Auseinandersetzung ist jedoch umstritten, ob eine Berufung auf das Selbstverteidigungs-
recht für Russland und Südossetien möglich war.75 Sofern sich Russland und Südossetien zumin-
dest teilweise auf ein Selbstverteidigungsrecht berufen können, dürfte die Argumentation, dass 
Südossetien im Jahr 2008 unter Verstoß gegen das Gewaltverbot entstanden sei, nicht ohne Wei-
teres verfangen. Es ist aber unabhängig davon fraglich, ob eine Anerkennung gegen das Interven-
tionsverbot zu Lasten Georgiens verstößt. Luchterhandt hält die Anerkennung Südossetiens 
durch Russland im Jahr 2008 (im Gegensatz zur Anerkennung Abchasiens durch Russland und 
der Anerkennung des Kosovo durch westeuropäische Staaten) wohl wegen eines solchen Versto-
ßes für völkerrechtswidrig.76  

 

5. Die Position Deutschlands hinsichtlich Transnistrien und Südossetien 

Deutschland betrachtet Südossetien als Teil Georgiens und bezeichnet die dort stattfindenden 
Wahlen als „illegal.“77 Die Bundesregierung unter Kanzlerin Merkel bezeichnete Südossetien im 
Jahr 2014 als de facto-Regime.78 Aus Sicht der Bundesrepublik liegt Transnistrien „auf dem 
Staatsgebiet der Republik Moldau“79 und es ist das Ziel der deutschen Außenpolitik, die „Souve-
ränität und territoriale Unversehrtheit von Moldau [zu] bewahren und dabei der Region Transnis-
trien einen besonderen Status [zu] ermöglichen.“80   

                                     

74 Talmon, Germany reaffirms support for the sovereignty and territorial integrity of Georgia and calls out Russian 
“occupation”, German Practice in International Law, 9. März 2021. 

75 Für ein Recht zur Selbstverteidigung: Luchterhandt, Völkerrechtliche Aspekte des "Georgien-Krieges", Russland-
Analysen, 169, 2008, 5-8 (6); i.E. gegen ein Recht zur Selbstverteidigung: taz, "Georgien handelt rechtmäßig", 11. 
August 2008. 

76 Dazu weiterführend: tagesschau, Zwei Kosovo im Kaukasus?, 26. August 2008. 

77 Auswärtiges Amt, Auswärtiges Amt zu den unzulässigen sogenannten „Wahlen“ in Georgiens Region Südosse-
tien, Pressemitteilung, 10. April 2022; siehe auch Auswärtiges Amt, Auswärtiges Amt zum 10. Jahrestag des 
Krieges zwischen der Russischen Föderation und Georgien, Pressemitteilung, 7. August 2018.  

78 Deutscher Bundestag, Drucksache 18/2671, 26. September 2014, 9. 

79  Auswärtiges Amt, Vergessene Konflikte: Das sollten Sie über den „Transnistrien“-Konflikt wissen, 18. Septem-
ber 2018. 

80 Auswärtiges Amt, Vergessene Konflikte: Das sollten Sie über den „Transnistrien“-Konflikt wissen, 18. Septem-
ber 2018; siehe auch Deutscher Bundestag, Drucksache 18/7757, 2. März 2016, 5. 

https://gpil.jura.uni-bonn.de/2021/03/germany-reaffirms-support-for-the-sovereignty-and-territorial-integrity-of-georgia-and-calls-out-russian-occupation/
https://gpil.jura.uni-bonn.de/2021/03/germany-reaffirms-support-for-the-sovereignty-and-territorial-integrity-of-georgia-and-calls-out-russian-occupation/
https://laender-analysen.de/russland-analysen/169/voelkerrechtliche-aspekte-des-georgien-krieges/
https://taz.de/Voelkerrechtler-ueber-Georgienkrieg/!5177669/
https://www.tagesschau.de/ausland/abchasien-ts-110.html
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/wahlen-suedossetien/2522206
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/wahlen-suedossetien/2522206
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/10-jahrestag-krieg-russland-georgien/2124846
https://www.auswaertiges-amt.de/de/newsroom/10-jahrestag-krieg-russland-georgien/2124846
https://dserver.bundestag.de/btd/18/026/1802671.pdf
https://www.auswaertiges-amt.de/de/service/laender/moldau-node/transnistrien-konflikt/2138338
https://www.auswaertiges-amt.de/de/service/laender/moldau-node/transnistrien-konflikt/2138338
https://dserver.bundestag.de/btd/18/077/1807757.pdf


 

 
 

 

 

Wissenschaftliche Dienste Sachstand 
WD 2 - 3000 - 028/23 

Seite 17 

6. Fazit 

Der völkerrechtliche Status insbesondere Südossetiens ist nicht unumstritten. Der h.M. zufolge 
setzt das Bestehen eines Staates die Existenz von Staatsvolk, Staatsgebiet und Staatsgewalt vo-
raus. Eine Anerkennung durch andere Staaten ist hingegen nach der herrschenden „deklaratori-
schen Auffassung“ keine Voraussetzung für die Staatlichkeit, kann jedoch einen konsolidieren-
den Effekt haben, insbesondere wenn die Voraussetzungen der Staatlichkeit in Frage stehen.  

Sowohl im Fall Südossetien als auch im Fall Transnistrien erscheinen die Kriterien der Staatlich-
keit (Herrschaftsgewalt) wegen der faktischen Abhängigkeit von Russland zweifelhaft. Aufgrund 
der fehlenden eigenständigen Staatsgewalt wird teilweise vertreten, dass insbesondere Südosse-
tien kein de facto-Regime – also kein staatsähnliches Gebilde mit partieller Völkerrechtsubjekti-
vität – ist. Folgt man dieser Meinung, dürfte Südossetien lediglich als eine von „Aufständischen“ 
beherrschte abtrünnige Provinz Georgiens zu klassifizieren sein. In der Konsequenz könnte Geor-
gien dann sogar der h.M. im Völkerrecht zufolge mit gewaltsamen Mitteln versuchen, die abtrün-
nige Provinz wieder zurückzugewinnen. Dabei würden (nur) die Regeln des nicht-internationalen 
bewaffneten Konflikts gelten. Diese Auffassung scheint sich jedoch derzeit weder in der (Poli-
tik)wissenschaft noch in der Staatenpraxis durchzusetzen. Auch die Europäische Union und 
Deutschland, welche Südossetien als Teil Georgiens ansehen und die Sezession nicht akzeptie-
ren, haben in der Vergangenheit Südossetien als de facto-Regime bezeichnet. 

Eine Anerkennung Südossetiens als eigenständiger und unabhängiger Staat wird von der wohl 
h.M. mit unterschiedlichen Begründungen als völkerrechtswidrig angesehen. Es wird zum einen 
vertreten, dass eine Anerkennung Südossetiens gegen das völkerrechtliche Verbot verstößt, Staa-
ten anzuerkennen, die unter Verstoß gegen das Gewaltverbot entstanden sind.81 Diese Argumen-
tation kann (nur) überzeugen, wenn Südossetien unter Verstoß gegen das Gewaltverbot entstan-
den ist. Dies scheint jedoch aus völkerrechtlicher Sicht nicht eindeutig. Einer anderen Meinung 
zufolge war die Anerkennung Südossetiens (anders als die Anerkennung Abchasiens) durch 
Russland im Jahr 2008 wegen eines Verstoßes gegen das Interventionsverbot völkerrechtswidrig, 
da sich in Südossetien (anders als in Abchasien) eigene, von Russland unabhängige staatliche 
Strukturen nicht zu Genüge ausgebildet hätten.82 Transnistrien wird im Gegensatz zu Südossetien 
derzeit von keinem einzigen VN-Mitgliedsstaat (nicht einmal von Russland selbst) anerkannt. 

Weitgehend unabhängig vom derzeitigen völkerrechtlichen Status von Südossetien und Transnis-
trien ist die Völkerrechtskonformität der Sezession der beiden Gebiete zu bewerten. Die Sezes-
sion wird im Völkerrecht im Zusammenhang mit dem Selbstbestimmungsrecht der Völker disku-
tiert. Nach wohl herrschender Auffassung ist die Sezession nur im äußersten Notfall (sog. reme-
dial secession) zulässig, etwa angesichts schwerer Menschenrechtsverletzungen. 

                                     

81 Talmon, Germany reaffirms support for the sovereignty and territorial integrity of Georgie and calls out Russian 
occupation”, German Practice in International Law, 9. März 2021. 

82 So wohl Luchterhandt, siehe tagesschau, Zwei Kosovo im Kaukasus?, 26. August 2008. 
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Der IGH hat ausgeführt, dass das Völkerrecht einseitige Unabhängigkeitserklärungen grundsätz-
lich nicht verbietet. Der IGH macht deutlich, dass es Fälle gibt, in denen einseitige Unabhängig-
keitserklärungen, die von Verstößen gegen internationales Recht (z.B. gegen das Gewaltverbot) 
begleitet waren, völkerrechtswidrig sind.83 Ob ein solcher Verstoß gegen das Gewaltverbot durch 
Russland für die kriegerischen Auseinandersetzungen in den neunziger Jahren in Transnistrien 
und Südossetien angenommen werden kann, bleibt insbesondere aufgrund der Tatsache, dass 
sich diese während der Auflösung der Sowjetunion abspielten, fraglich. 

Im Falle Transnistriens geht die wohl herrschende Ansicht davon aus, dass keine remedial seces-
sion vorgelegen hat. Hinsichtlich Südossetiens wird eine remedial secession wohl ebenfalls 
mehrheitlich abgelehnt, eine Mindermeinung sieht eine remedial secession als möglich an.  

*** 

                                     

83 Accordance with international law of the unilateral declaration of independence in respect of Kosovo, Advisory 
Opinion, I.C.J. Reports 2010, Rn. 81. 

https://www.icj-cij.org/sites/default/files/case-related/141/141-20100722-ADV-01-00-EN.pdf
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